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Ein Blick auf die Entwicklung des Inter-
nets zeigt, dass die Datenströme exponentiell 
zunehmen. Die verfügbare Bandbreite für 
Endanwender in Europa wächst mit unge-
fähr 50% pro Jahr. Es ist nicht davon auszu-
gehen, dass diese Entwicklung in absehbarer 
Zeit zum Stillstand kommen wird. 
Grenzen der heutigen Kupfernetze
Die heute verbreitete kupferbasierte Tele-
kommunikationsinfrastruktur auf der letz-
ten Meile stösst an technische Grenzen und 
wird bei grosser Netzbelastung unzuverläs-
sig. Nur die Glasfaser kann hier helfen: Die 
einzelnen Haushalte müssen an ein soge-
nanntes Fiber-to-the-Home-Netz (FTTH) an-
geschlossen werden, welches massiv höhere 
Bandbreiten erlaubt. FTTH ist ein Fernmel-
denetz, das in jeden Haushalt komplett über 
Glasfaser geführt wird. In der Vergangenheit 
sind Glasfasernetze vorwiegend für Verbin-
dungen im Fern- und Anschlussnetz einge-
setzt worden. Das letzte Stück des Anschluss-
netzes (Zugangsnetz, letzte Meile) bis hinein 
in die Wohnungen verblieb meist auf der 
Technologie der Kupfer-Doppeladern oder 
Koaxialkabeln. Bei FTTH werden Glasfasern 
bis in die Haushalte hinein verlegt; sie ist so-
mit die höchste Ausbaustufe.
In der Schweiz erfolgen Investitionen in 
FTTH-Infrastrukturen heute praktisch aus-
schliesslich durch Unternehmen, die ganz 
oder mehrheitlich im Eigentum der öffent-
lichen Hand sind (städtische Elektrizitäts-
werke und Swisscom). Die verschiedenen öf-
fentlichen Eigentümer sprechen sich dabei 
kaum ab. Die eigentliche Steuerung über-
nimmt der Markt. Dies ist dann gut, wenn 
dieser spielt und nicht etwa von Marktmacht, 
ineffizienten Quersubventionierungen (z.B. 
aus überhöhten Strompreisen) oder einsei-
tigen öffentlichen Mitteln verzerrt wird. Al-
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Swisscom und städtische Elektri­
zitätswerke haben grössere Inves­
titionen in Glasfaser­Hausan­
schlüsse angekündigt.  Bislang 
konzentrieren sich die Investitio­
nen vorab auf dicht besiedelte  
Gebiete; in ländlichen Regionen 
sind noch keine Initiativen in 
Sicht. Die Schweiz steht damit 
möglicherweise vor einem «Digi­
tal Divide», also einer Zweitei­
lung in der Versorgung mit digi­
talen Diensten. Es stellt sich die 
Frage, ob der Bund diesen Ent­
wicklungen mit einer gezielten 
öffentlichen Glasfaserpolitik ent­
gegentreten kann und soll. Nach­
folgend werden mögliche Umset­
zungsvarianten vor dem Hinter­
grund der internationalen Erfah­
rungen diskutiert.
Die Schweiz kennt – im Gegensatz zu Ländern wie Südkorea, Japan oder Frankreich – keine öffentliche Glasfaserpolitik. 
Die Entwicklung wird heute weitgehend von der Marktentwicklung bestimmt. Es droht ein Digital Divide: in städtischen 
Gebieten eine Überversorgung, auf dem Land eine Unterversorgung.  Bild: Keystone
Spotlight
47 Die Volkswirtschaft Das Magazin für Wirtschaftspolitik 11-2009
lerdings würden auch bei besten Wettbe-
werbsbedingungen die Regionen, welche 
nicht rentabel mit FTTH-Anschlüssen aus-
gestattet werden können, nicht erschlossen. 
Der aktuelle Stand der Glasfaserentwicklung 
zeigt, dass Kooperationsansätze vorhanden 
sind. Diese bergen allerdings auch die Gefahr 
von wettbewerbsbehindernden Marktab-
sprachen. Ein schweizweit einheitliches, ab-
gestimmtes Vorgehen scheint gleichwohl 
nicht in Sicht. In städtischen Gebieten droht 
eine Überversorgung mit parallelen oder 
hetero genen Netzen, auf dem Land eine Un-
terversorgung. Die Folge wäre ein sogenann-
ter Digital Divide der Gesellschaft.
Runder Tisch in der Schweiz
Eine funktionierende Telekommunika-
tions-Infrastruktur ist eine zentrale Bedin-
gung für die wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung. Insofern stellt ein flächendeckendes 
FTTH-Netz langfristig – genauso wie das gut 
ausgebaute Strassennetz oder die zuverlässige 
Stromversorgung – einen wichtigen Stand-
ortvorteil für die Schweiz dar. Eine staatliche 
Politik zur Entwicklung der FTTH-Infra-
struktur ist aus ökonomischer Sicht dann 
gerechtfertigt und nötig, wenn die Markt-
kräfte selber das gewünschte Ergebnis nicht 
oder nicht im gewünschten Umfang hervor-
bringen. Die Eidgenössische Kommunika-
tionskommission (ComCom) hat bereits 
wiederholt mit den wichtigsten Schweizer 
Telekommunikationsanbietern an einem 
runden Tisch Fragen zur Erschliessung der 
Haushalte mit Glasfasernetzen erörtert. Ziel 
dieser Gespräche ist es, Formen der Zusam-
menarbeit zu finden, die es erlauben, dass die 
Investoren ihr Interesse am Ausbau der Glas-
faserinfrastruktur aufrechterhalten. Gleich-
zeitig sollen sämtliche Telekommunikations-
anbieter einen fairen Zugang auf die 
Glasfaserinfrastruktur bis ins Haus erhalten. 
Die Erreichung dieser teilweise divergie-
renden Ziele dürfte schwierig sein, da eine 
gemeinsame Vision für die Entwicklung ei-
ner FTTH-Infrastruktur in der Schweiz fehlt. 
Immerhin liegen erste ermutigende Resultate 
vor. Die wichtigen Detailfragen bleiben aber 
weiterhin ungeklärt.
Umfassende Breitbandstrategien  
im Ausland
Im Gegensatz zur Schweiz haben sich 
Länder wie Südkorea, Japan, Frankreich oder 
jüngst Australien für eine aktive öffentliche 
Glasfaserpolitik entschieden und setzten die-
se um. Die beiden Vorreiter Südkorea und 
Japan haben bereits beträchtliche Penetrati-
onsraten erreicht, von denen die Schweiz 
noch weit entfernt ist (vgl. Grafik 1). Nur ge-
rade 1% der Breitband-Hausanschlüsse sind 
hierzulande Glasfaser-basiert (OECD-
Durchschnitt: 10%). Allen Ansätzen im Aus-
land ist gemeinsam, dass sie gezielt Investiti-
onsanreize setzen, eine passende Regulierung 
des Netzzugangs vorsehen und gleichzeitig 
aktiv die Nachfrage nach hohen Bandbreiten 
fördern. 
Südkorea hat im Jahr 2006 die Vision ei-
ner «Ubiquitous Network Society» formu-
liert. Der Ausbau der Glasfaserinfrastruktur 
im Anschlussnetz ist im internationalen Ver-
gleich weit fortgeschritten; heute basieren 
bereits 44% aller Breitbandanschlüsse auf 
FTTH – dies, obwohl es keine Universal-
dienstverpflichtung bezüglich der Glasfa-
seranschlüsse gibt. Allerdings hat Korea Tele-
com den staatlichen Auftrag zum Netzaufbau. 
Dieser wird durch staatliche Subventionen 
sowie durch einen Fonds, in welchen sämt-
liche Telekommunikationsunternehmen ein-
zahlen, finanziert. Für die Glasfasernetze, die 
nach 2004 entstanden sind, geniessen die 
Anbieter sogenannte «Regulatory Holidays» 
während derer der Netzzugang nicht regu-
liert wird. So sind Investitionen in neue 
Netze attraktiver, da sie nicht mit allfälligen 
Konkurrenten geteilt werden müssen. Um 
die Nachfrage nach FTTH-Diensten anzu-
kurbeln und so die Investitionsrisiken zu mi-
nimieren, verpflichtet Südkorea sämtliche 
öffentlichen Institutionen, sich an das Glas-
fasernetz anzuschliessen. Neuerdings dürfen 
Telekommunikationsanbieter auch digitales, 
hochauflösendes Fernsehen anbieten, um die 
Nachfrage nach hohen Bandbreiten zu stär-
ken.
Auch Japan verfolgt eine «Next-Generati-
on Broadband Strategy». Bereits heute basie-
ren 48% aller Breitband Anschlüsse auf der 
FTTH-Technologie. Der Markt wird domi-
niert von den beiden teilstaatlichen Anbie-
tern NTT East und NTT West. Seit 2001 wird 
der Netzzugang zum Glasfasernetz reguliert. 
Dieser ist indessen – wie in Südkorea – nicht 
Teil des Universaldienstes. Für Glasfaserinve-
stitionen soll es aber Steuererleichterungen 
geben sowie künftig mehr Spielraum für Te-
lekommunikationsanbieter, Dienstleistungen 
anzubieten, die auf hohe Bandbreiten ange-
wiesen sind.
Frankreich hat sich im Rahmen der Vision 
«Digital France 2012» vorgenommen, 10 
Mrd. Euro in Glasfaserinfrastruktur zu inve-
stieren. Es gibt lokale und regionale Initiati-
ven, den Netzaufbau in unprofitablen Gebie-
ten auszuschreiben, um einen Digital Divide 
innerhalb des Landes zu vermeiden. Nur ein 
kleiner Teil der Haushalte, die bereits über 
einen Glasfaseranschluss verfügen, nutzt die-
sen allerdings. Dies unterstreicht die Wich-
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tigkeit der Nachfrageförderung, wie sie in 
Südkorea und Japan betrieben wird.
Ein aktuelles Beispiel einer staatlichen 
Glasfaserpolitik ist Australien, welches An-
fangs April bekannt gegeben hat, in Konkur-
renz zu den bestehenden Anbietern eine neue 
staatliche Netzgesellschaft unter privater Be-
teiligung zu gründen und umgerechnet 35 
Mrd. Franken in ein nationales Breitband-
netz zu investieren.
Elemente einer erfolgreichen  
Glasfaserpolitik
Zu den Elementen einer erfolgreichen 
Glasfaserpolitik gehört die Unterscheidung 
zwischen den drei Netzebenen und den drei 
Aspekten der Umsetzung.
Drei Netzebenen
Bei der Ausgestaltung einer Glasfaserpoli-
tik ist es sinnvoll, vorerst drei Netzebenen zu 
unterscheiden (vgl. Grafik 2): 
− Die unterste Ebene umfasst die physischen 
Glasfasern. Die Investitionszyklen sind 
lang. Auf dieser Ebene ist direkter Wettbe-
werb zwischen parallelen Glasfaserinfra-
strukturen auf der letzten Meile wenig 
sinnvoll und innerhalb der bestehenden 
Kabelrohre teilweise auch nicht möglich. 
Hingegen stehen die passiven Infrastruk-
turen im indirekten Wettbewerb zu ande-
ren Telekommunikationsinfrastrukturen 
wie den bestehenden kupferbasierten An-
schlussnetzen und dem Mobilfunk. 
− Auf der zweiten Ebene steht die aktive In-
frastruktur, das heisst vereinfacht die Be-
leuchtung der Fasern. Auf dieser Ebene 
entwickelt sich die Technologie sehr dy-
namisch. Mehrere konkurrierende Anbie-
ter können auf derselben Glasfaser aufset-
zen, sofern für Anbieter von Diensten 
Netzzugang besteht; Wettbewerb ist somit 
auf dieser Netzebene – je nach Ausgestal-
tung der Regulierung – möglich. 
− Die dritte Ebene ist die Dienste-Ebene. Un-
terschiedlichste Service Provider können 
problemlos parallel tätig sein und Endkun-
denangebote machen, sofern sie Zugang zu 
den Infrastrukturebenen haben.
Eine öffentliche Glasfaserpolitik müsste 
diese spezifischen Eigenschaften der einzel-
nen Netzebenen berücksichtigen. Die disku-
tierten Länderbeispiele zeigen, dass es einen 
fundamentalen Zielkonflikt gibt bezüglich der 
Wettbewerbsintensität zwischen Netzen (ak-
tive und passive Infrastrukturen) und inner-
halb der Netze (auf Dienste-Ebene). Um 
möglichst grosse Inves titionsanreize zu 
schaffen, verzichtet beispielsweise Südkorea 
auf eine Regulierung des Zugangs zu neuen 
Kasten 1
Strukturelle Trennung der Swisscom?
Heute ist die Swisscom ein integriertes Unter-
nehmen. Sunrise hat vor einiger Zeit gefordert, 
die Swisscom in zwei Teile aufzuteilen: in einen 
Netzteil («Kabel und Schacht AG»), welcher grob 
die Infrastruktur auf der letzten Meile betreiben 
würde, sowie einen Dienste-Teil, der die entspre-
chenden Services verantworten würde. Die For-
derung entspricht einer strukturellen Trennung,  
bei der gewisse Netzteile in eine neue Gesell-
schaft überführt werden. Ziel dieser recht weit  
gehenden Massnahme ist es, alle Anbieter,  
welche im Rahmen eines Netzzugangs-Regimes 
Dienstleis tun gen beim Netzteil beziehen, gleich 
zu behandeln. Durch die strukturelle Trennung 
wird mehr Transparenz geschaffen und es beste-
hen geringere Möglichkeiten der Diskriminie-
rung. Ein aktuelles schweizerisches Beispiel dafür 
ist die Gründung der Swissgrid im Zug der Strom-
marktliberalisierung.
Ökonomisch gerechtfertigt ist eine struktu-
relle Trennung generell nur dann, wenn eine na-
türliche Marktmacht (d.h. ein stabiler monopolis-
tischer Engpass) vorliegt, die nicht zur Errei-
chung anderer Ziele gewünscht ist und nicht aus-
reichend durch bestehende Regulierungen kon-
trolliert werden kann – konkret etwa durch eine 
bestehende Zugangsregulierung. Im Fall der 
Swisscom hat das Parlament eine solche im Jahr 
2007 in Kraft gesetzt. 
Eine Studie von Swiss Economicsa kommt zum 
Schluss, dass eine strukturelle Trennung von 
Swisscom mit Blick auf die Schaffung von Trans-
parenz und Nichtdiskriminierung ein unangemes-
sener Regulierungseingriff wäre, u.a. weil sich 
der monopolistische Engpass auf der letzten Mei-
le graduell auflöst: Drahtgebundene Breitband-
netze stehen im Wettbewerb untereinander 
(Swisscom vs. Cablecom) sowie in zunehmendem 
Masse auch mit drahtlosen/mobilen Übertra-
gungstechnologien wie gegenwärtig HSDPA. In 
städtischen Gebieten investieren nun auch die 
Elektrizitätswerke. Auf der letzten Meile wird es 
vermehrt Plattform- oder Infrastrukturwettbe-
werb geben. Die ökonomischen Grundvorausset-
zungen für einen solchen Regulierungseingriff 
sind also möglicherweise nicht gegeben, und die 
Zugangsregulierung aus dem Jahr 2007 beginnt 
erst zu greifen.b
Mit Blick auf die übergeordnete Zielsetzung  
einer staatlichen FTTH-Politik kann eine struktu-
relle Trennung gleichwohl ein probates Mittel 
sein. In der Variante «Kabel und Schacht AG mit 
Investitionsmandat» etwa dient das vorgesehene 
Glasfasermonopol auf der letzten Meile dazu, 
Doppelspurigkeiten zu vermeiden und die Inves-
titionen schweizweit optimal zu koordinieren. Die 
strukturelle Trennung ist hier ein geeignetes Mit-
tel, die Gleichbehandlung aller Anbieter, welche 
Dienste auf dieser monopolisierten Glasfaser-
infrastruktur anbieten wollen, zu gewährleisten. 
Das Investitionsmandat wiederum hilft in dieser 
Variante, einerseits die teils negativen Investiti-
onsauswirkungen einer strukturellen Trennung zu 
übersteuern, andererseits aber auch den flächen-
deckenden Glasfaseraufbau voranzutreiben. 
Ob eine strukturelle Trennung der Swisscom 
verfügt werden soll, ist also letztlich eine poli-
tische Frage: Wie stark will der Staat in den na-
türlichen Marktprozess eingreifen? Soll die 
Schweiz zielstrebig in ein flächendeckendes 
FTTH-Netzes investieren? Je aktiver die Rolle des 
Staates, desto eher kann eine strukturelle Tren-
nung ein Grundstein zur Erlangung einer umfas-
senden politischen Vision für den Telekommuni-
kationsmarkt sein.
a Vgl. Swiss Economics (2009a). 
b Vgl. z.B. die Entscheidung der ComCom zur Senkung des 
TAL-Preises auf 18.18 Franken.



















 Quelle: OECD (2009) / Die Volkswirtschaft
Grafik 1
Anteil der Glasfaseranschlüsse an den Breitbandanschlüssen in %, Dezember 2008 
1 Vgl. Swiss Economics (2009b).
Spotlight
49 Die Volkswirtschaft Das Magazin für Wirtschaftspolitik 11-2009
Glasfasernetzen. Das schwächt allerdings den 
Wettbewerb auf der Dienste-Ebene. Umge-
kehrt führen regulierte attraktive Zugangs-
bedingungen zu einem intensiveren Wettbe-
werb zwischen den Anbietern von Diensten. 
Allerdings wird es dadurch weniger attraktiv, 
Netze zu bauen. Entsprechend ist in diesem 
Fall – neben der Zugangsregulierung – auch 
eine aktive Steuerung des Netzaufbaus wich-
tig. Diese kann durch direkte Investitionsan-
reize erfolgen oder über die Förderung der 
Nachfrage. Je grösser die Zahl der möglichen 
Dienstleistungen, die nachgefragt werden 
(können), und je sicherer die Nachfrage ist, 
desto stärker wird in neue Netze inves tiert.
Drei Aspekte der Umsetzung
Zur Umsetzung der Vision eines flächen-
deckenden FTTH-Netzes mit Wettbewerb 
auf Ebene der Dienste reicht eine isolierte 
Massnahme nicht aus. Es ist eine Kombina-
tion von Vorgaben und/oder Anreizen not-
wendig, welche die drei Aspekte Steuerung 
des Netzaufbaus, Finanzierung des Netzauf-
baus und Zugang zum Netz betreffen.
− Die Steuerung des Netzaufbaus und -be-
triebs auf der Angebots- und Nachfra-
geseite zur Sicherstellung der Flächende-
ckung bedeutet, dass der Staat ein 
Versorgungsziel definiert (verwendete 
Technologie, Infrastrukturqualität etc.). 
Daraus folgt nicht zwingend, dass der 
Staat seine Ziele selber umsetzt: Neben 
der staatlichen Eigenproduktion kann er 
auch Private beiziehen, sei es in Form ei-
ner Grundversorgungsverpflichtung oder 
mittels verschiedener Investitionsanreize.
− Die Finanzierung des Netzaufbaus und 
-betriebs muss Bestandteil einer Glasfaser-
politik sein, da die Erschliessung von un-
rentablen Gebieten Nettokosten verur-
sacht. Naheliegend ist die Finanzierung 
der Infrastruktur über die (allenfalls regu-
lierten) Netznutzungs- bzw. Netzzugangs-
preise. Sekundär kommen auch andere 
Finanzierungsquellen – wie Fondsmecha-
nismen und staatliche Abgeltungen – in 
Frage.
− Die Regulierung des Netzzugangs nimmt 
eine entscheidende Steuerungsfunktion 
wahr. Je wirksamer die Zugangsregulie-
rung, desto stärker verlagert sich der 
Wettbewerb auf die Dienste-Ebene. 
Gleichzeitig bestehen weniger Anreize, in 
Infrastrukturen zu investieren. Das Spek-
trum möglicher Regulierungseingriffe 
reicht von der Anwendung des Wettbe-
werbsrechts über die Regulierung der 
Zugangspreise bis hin zur vollständigen 
Abtrennung (vgl. Kasten 1) oder Verselb-
ständigung der passiven – und allenfalls 
aktiven – Infrastruktur von den anderen 
Netzebenen. 
Abstrakte Umsetzungsvarianten  
einer öffentlichen Glasfaserpolitik
Mit Blick auf mögliche Umsetzungsvari-
anten einer solchen öffentlichen Glasfaser-
Policy wurden in einer Studie von Swiss 
Economics1 vier abstrakte Varianten zur Um-
setzung der Vision eines möglichst flächen-
deckenden FTTH-Netzes erarbeitet und be-
urteilt. Diese lehnen sich an gegenwärtig in 
der Schweiz diskutierte Modelle an und ori-
entieren sich an erfolgreichen Beispielen im 
Ausland.
Kabel und Schacht AG mit Investitionsmandat
Swisscom wird strukturell in einen Infra-
struktur- und einen Dienste-Teil aufgetrennt. 
Der Infrastrukturteil (die «Kabel und Schacht 
AG»), dem die passiven Glasfaserinfrastruk-
turen angehören (Layer 1), erhält ein Investi-
tionsmandat zum Aufbau eines flächen-
deckenden Glasfaser-Zugangsnetzes mit 
Exklusivrechten. Durch die Trennung und 
eine Netzzugangsregulierung erhalten sämt-
liche Anbieter diskriminierungsfreien Zu-
gang zur Infrastruktur; Wettbewerb findet 
auf der Ebene der Bereitstellung der aktiven 
Infrastruktur (Layer 2) sowie bei den Diens-
ten (Layer 3) statt. Durch die Monopolisie-
rung der passiven Infrastruktur wird diese 
optimal ausgelastet. Aufgrund des diskrimi-
nierungsfreien Zugangs entsteht auf den 
Ebenen der aktiven Infrastruktur und der 
Dienste wirkungsvoller Wettbewerb. Die 
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allerdings auf Kosten eines weitgehenden 
und persistenten Regulierungseingriffs. Be-
reits bestehende alternative Glasfasernetze 
müss ten in die neue Netzgesellschaft inte-
griert werden (analog zur Swissgrid im Elek-
trizitätsmarkt), wobei denkbar ist, dass sich 
die Eignerstruktur der neuen Gesellschaft im 
Verhältnis der eingebrachten FTTH-Infra-
strukturen bestimmt.
Ausschreibung einer nationalen  
Grundversorgungskonzession
Es wird eine Grundversorgungskonzes-
sion für den Aufbau und Betrieb eines natio-
nalen Glasfaser-Zugangsnetzes (Kabelinfra-
struktur und aktive Technologieebene) 
ausgeschrieben. Voraussetzung dafür ist der 
Verzicht auf das Angebot eigener Endkun-
dendienste. Jedes interessierte Unternehmen 
kann an der Ausschreibung teilnehmen. Un-
ternehmen ohne Grundversorgungskonzes-
sion haben das Recht, die Infrastrukturen der 
Konzessionärin zu benutzen oder auf eigene 
Infrastrukturen zurückzugreifen. Die Grund-
versorgungs-Infrastruktur steht so im Wett-
bewerb mit allfälligen konkurrierenden Net-
zen. Der Eingriff in den Markt ist hier 
geringer als bei einer Kabel und Schacht AG, 
da die Trennung von Netz und Diensten 
nicht direkt für Swisscom gilt. Sie erfolgt nur 
im Falle einer erfolgreichen Bewerbung um 
die Grundversorgungskonzession und ist da-
mit freiwillig. Eine Herausforderung ent-
steht, wenn die Konzessionärin die Grund-
versorgung zu einheitlichen Preisen und 
Leistungen landesweit erbringen soll. Dies 
könnte in attraktiven Regionen «Rosinenpi-
cken» zur Folge haben und würde bei der 
Ausschreibung zu einem entsprechend ho-
hen Abgeltungsbedarf führen. 
Ausschreibung regionaler Konzessionen 
Die Ausschreibung regionaler Grundver-
sorgungskonzessionen entspricht weitgehend 
der Ausschreibung einer nationalen Konzes-
sion. Die Steuerung des Netzaufbaus erfolgt 
allerdings auf regionaler Ebene. Verschiedene 
Infrastrukturanbieter (z.B. Elektrizitätsver-
sorger) entwickeln regional differenzierte 
Angebote und können so stark auf unter-
schiedliche Bedürfnisse eingehen. Allerdings 
würde mit diesem Umsetzungsmodell die 
landesweit gleiche Steuerung der Grundver-
sorgung durch eine regionale Sicherstellung 
ersetzt. Dies fördert Ungleichheiten zwischen 
den Regionen und würde der Idee der 
Grundversorgung teilweise entgegenstehen.
Integrierte Netzbetreiber im Wettbewerb
Die Flächendeckung wird nicht über ei-
nen konkreten Auftrag angestrebt, sondern 
mittels Investitionsanreizen für alle Telekom-
munikationsanbieter. Der Netzzugang ist 
symmetrisch reguliert: Jeder Anbieter, der in 
Glasfaseranschlüsse investiert, wird ver-
pflichtet, seinen Konkurrenten ebenfalls eine 
Faser bzw. einen Teil des Spektrums zur Ver-
fügung zu stellen. Die Symmetrie führt zur 
geringsten Verzerrung des Marktergebnisses; 
langfristig gibt es keine einseitigen Anreize 
zur Weiterentwicklung der Geschäftsmodel-
le. Die Schwierigkeit besteht hier, ausrei-
chende Investitionsanreize zu setzen, da die 
Netzzugangsregulierung diese wieder teilwei-
se zunichtemacht.
Fazit
Die einzelnen Varianten der Umsetzung 
einer schweizerischen Glasfaserpolitik unter-
scheiden sich u.a. in der Stärke des Marktein-
griffs und der Notwendigkeit einer Folgere-
gulierung. Sie ziehen einen unterschiedlich 
hohen Finanzierungsbedarf nach sich und 
erreichen die Vision eines flächendeckenden 
Glasfasernetzes auf unterschiedliche Weise. 
Welches die optimale Variante ist, hängt da-
von ab, welchen Stellenwert die Vision eines 
flächendeckenden Glasfasernetzes in der po-
litischen Diskussion einnimmt. Solche Visio-
nen sind bereits in einigen Ländern mit Er-
folg umgesetzt worden und erfreuen sich im 
Zuge der Weltwirtschaftskrise zunehmender 
Beliebtheit. In der Schweiz ist die politische 
Diskussion dazu erst noch zu führen. Unab-
hängig davon ist der fundamentale Ziel-
konflikt zwischen dem möglichst raschen 
Netzaufbau und einem funktionierenden 
Wettbewerb auf der Dienste-Ebene zu lösen. 
Umgangen werden kann er nicht. m
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